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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Narjes, Dr. Müller-Hermann, 

Dr. Dollinger, Dreyer, Sick, Frau Tübler, Bremer, Eigen, Eiiers (Wilhelmshaven) 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drudesache 7/4478 - 

betr. deutsch-japanische Schiffsbauprobleme 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat 
mit Schreiben vom 12. Januar 1976 - IV B 5 70 70 15 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

I. 1. Welchen Umfang haben die Anträge deutscher Reeder auf 
Investitionszulagen für Schiffsbauaufträge auf Werften außer- 
halb der EG, insbesondere Japan, gehabt? 

2. Weldier Förderungsaufwand ist für den Steuerzahler mit 
diesen Aufträgen verbunden? 

Aufgrund der in § 5 Abs. 3 InvZulG 1975 enthaltenen Antrags- 
und Auszahlungsvorschriften wird die Masse der Anträge auf 
Investitionszulage erst im 1. Quartal 1976 und im 1. Quartal 
1977 bei den Finanzämtern eingehen. Schon aus diesem Grunde 
ist eine Antwort im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. 

Darüber hinaus lassen die Anschreibungen der Finanzämter 
über die Auszahlung der Investitionszulage eine Aufschlüsse- 
lung in der gewünschten Art und Weise nicht zu. Ich darf hierzu 
auf die Antwort des Bundesministers der Finanzen vom 6. Mai 
1975 (Drucksache 7/3613) auf eine diesbezügliche Kleine An- 
frage der CDU/CSU-Fraktion verweisen. 


I. 3. Welche günstige volkswirtschaftliche Wirkung verspricht 
sich die Bundesregierung von der Förderung dieser Schiffs- 
bauaufträge in Höhe von jeweils 7,5 v, H, Bausumme? 


Der Bundesregierung ist die häufig geäußerte Kritik bekannt, 
daß mit der Investitionszulage geförderte Schiffsbauaufträge 
auch ausländischen Werften zugute kommen. Hierbei wird 
allerdings übersehen, daß sich die Bundesregierung im Einklang 
mit den internationalen Usancen befindet. So werden auch bei 
der im französischen Konjunkturprogramm vom 23. April 1975 
eingeführten befristeten Investitionszulage inländische und aus- 
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ländische Erzeugnisse gleich behandelt; dasselbe gilt z. B. auch 
für die Einführung des befristeten Steuerabzuges für Investitio- 
nen in Belgien (Gesetz vom 29. Juni 1975) und die Erhöhung des 
entsprechenden Steuerabzuges in USA (Gesetz vom 17. März 
1975). 

Diese Praxis geht zurück auf die Grundsätze der Nichtdiskrimi- 
nierung der Einfuhr, die international vereinbart sind und so- 
wohl für den EG-Vertrag wie auch den GATT-Vertrag und Ver- 
pflichtungen innerhalb der OECD gelten. 

Die Einhaltung dieser Verpflichtungen entspricht auch unseren 
eigenen Interessen, da die deutsche Wirtschaft bekanntlich 
mehr exportiert als importiert. Dies gilt in besonderem Maße 
für die Produkte der Schiffbauindustrie; nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes standen in den ersten neun Monaten 
1975 Einfuhren in diesem Bereich von 0,5 Mrd. DM Ausfuhren 
von 3,0 Mrd. DM gegenüber. Von der Produktion der Schiffbau- 
industrie wurde in den letzten Jahren etwa zwei Drittel 
exportiert. 

Handelspolitische Gegenmaßnahmen, mit denen unsere Han- 
delspartner deutsche Importdiskriminierungen wahrscheinlich 
beantworten würden, müßten deshalb die deutsche Wirtschaft, 
insbesondere die stark exportorientierte Schiffbauindustrie, 
besonders treffen. 


I. 4. Angesichts der Erklärung des Bundesfinanzministers, daß er 
für die Förderung dieser Aufträge nicht zuständig gewesen 
sei: welches Bundesministerium war für die Formulierung 
dieses Gesetzes verantwortlich? 

5. Würde die Bundesregierung - vergleichbare Situation vor- 
ausgesetzt - ihre Förderungstatbestände ebenso formulieren 
wie im vorliegenden Fall? 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Investitionen 
und Beschäftigung (Drucksache 7/2979) ist gemeinsam vom Bun- 
deswirtschaftsministerium und Bundesfinanzministerium formu- 
liert und vom Bundeskabinett beschlossen worden. Er ist dann 
von den Fraktionen der SPD und FDP eingebracht worden. 

Die Bundesregierung hält die mit dieser Formulierung getrof- 
fene Entscheidung, Importe und Inlandserzeugnisse bei der kon- 
junkturpolitischen Investitionszulage gleich zu behandeln, auf- 
grund der oben dargestellten wirtschaftspolitischen und völker- 
rechtlichen Gesichtspunkte nach wie vor für sachgerecht und 
erforderlich. 


II. 1. Wie vereinbart die Bundesregierung ihre Förderung des 
japanischen Schiffsbaus mit der aggressiven japanischen 
Schiffsbaupolitik, die sich offensichtlich Dumping-Praktiken 
bedient? Wäre nicht die Abwehr des japanischen Dumpings 
die einzig angemessene Wahrung deutscher Interessen 
gewesen? 

Ziel der Einführung der befristeten Investitionszulage nach 
§ 4 b) Investitionszulagengesetz 1975 war es nicht, den japa- 
nischen Schiffbau zu fördern, sondern die Unternehmen - so 
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auch die Reeder - zur beschleunigten Vornahme von Investitio- 
nen anzuregen und zugleich der investierenden Wirtschaft eine 
Ertragsverbesserung zu gewähren. Dieses Ziel ist auch erreicht 
worden. 

Ob es sich bei den Preisen japanischer Werften um Dumping- 
Praktiken handelt, kann erst festgestellt werden, wenn ein An- 
trag auf Gegenmaßnahmen von dem betroffenen Wirtschafts- 
zweig bei der Bundesregierung oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften gestellt worden ist und entsprechende 
Beweismittel beigebracht werden. Ein solcher Antrag liegt 
bisher nicht vor. 

Der Vorsitzende des Verbandes der Deutschen Schiffbauindu- 
strie hat der Bundesregierung Klage über Kampfpreise japani- 
scher Werften vorgetragen und auf die schwierigen Fragen im 
Zusammenhang mit den Überkapazitäten im Weltschiffbau hin- 
gewiesen. Die Bundesregierung teilt die Sorgen der Werftindu- 
strie und wird in ständigem Kontakt mit dem Verband aufmerk- 
sam die Entwicklung auf dem Schiffbaumarkt verfolgen. 

Die Bundesregierung hat der japanischen Regierung bereits in 
geeigneter Form ihre Sorgen über die sich bei den deutschen 
Werften abzeichnende Entwicklung mitgeteilt. 


II. 2. Was hat die Bundesregierung im Rahmen der EG und der 
OECD getan, oder was gedenkt sie zu tun, um Dumping- 
Praktiken im Schiffsbau abzuwehren und den bestehenden 
Begrenzungen des Wettlaufs der Subventionen Geltung zu 
verschaffen? 


Die Frage der Preisgestaltung japanischer Werften war in jüng- 
ster Vergangenheit Gegenstand internationaler Beratungen auf 
Industrie- und Regierungsebene (EG und OECD). Es wurde hier- 
bei in Aussicht genommen, daß die EG-Kommission in Gesprä- 
chen mit den Japanern eine Klärung der in diesem Zusammen- 
hang auf gestellten Behauptungen herbeiführen wird. Das Ergeb- 
nis dieser Gespräche wird für die weiteren Beratungen im 
Rahmen der OECD von Bedeutung sein. 

Die Bundesregierung hat sich in den letzten Sitzungen der EG 
und OECD wie bisher für einen weiteren Abbau der immer noch 
bestehenden weltweiten Wettbewerbsverfälschungen ausge- 
sprochen. Sämtliche OECD-Schiffbauländer haben sich bei den 
OECD-Verhandlungen dem zumindest insoweit angeschlossen, 
als sie für eine strikte Einhaltung der bestehenden OECD- 
Abkommen sowie gegen die Einführung neuer Unterstützungs- 
maßnahmen und somit auch gegen einen befürchteten Subven- 
tionswettlauf eingetreten sind. 




